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V

Vorwort

„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. Das Deutsche Volk bekennt sich
darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerech-
tigkeit in der Welt.“ Mit diesen einfachen Worten gibt das Grundgesetz aus-
gehend von den Unrechtserfahrungen des Dritten Reiches ein eindrucksvol-
les und zeitloses Bekenntnis zu den Menschenrechten ab. Selbstverständlich
sind diese grundlegenden Rechtspositionen aber in vielen Regionen der Welt
und auch Europas immer noch nicht. Das hat häufig mit autoritären Regimen
und staatlicher Gewalt zu tun, kann seine Ursache aber auch im wirtschaft-
lichenHandeln vonUnternehmen und Privatrechtssubjekten haben.

Bereits 2011 stellten daher die Vereinten Nationen in ihren Leitprinzipen für
Wirtschaft und Menschenrechte die Verantwortung von Unternehmen zur
Achtung der Menschenrechte heraus. Wirtschaftsunternehmen sollen es da-
nach vermeiden, durch ihre eigene Tätigkeit nachteilige Auswirkungen auf
die Menschenrechte zu verursachen oder dazu beizutragen. Sie sollen diesen
Auswirkungen begegnen, wenn sie auftreten. Ebenso sollen sich Unterneh-
men darum bemühen, negative Auswirkungen auf die Menschenrechte ent-
lang ihrer Lieferkette zu verhüten oder zu mindern, selbst wenn sie nicht zu
diesenAuswirkungen beitragen.

In Deutschland zögerten Bundesregierung und Bundestag lange, diese Forde-
rungen des Soft Laws der Vereinten Nationen durch verbindliche Rechtssätze
umzusetzen. Nachdem aber aus Sicht der Bundesregierung nur ein geringer
Teil der deutschen Unternehmen ausreichende freiwillige Bemühungen zum
Schutz der Menschenrechte entfaltete, kam es 2021 als eines der letzten
bedeutsamen Gesetzgebungsvorhaben der Großen Koalition von CDU/CSU
und SPD in der 19. Legislaturperiode zur Verabschiedung des Gesetzes über
die unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von Menschen-
rechtsverletzungen in Lieferketten (Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz –
LkSG). Wer die Debatten heute im Bundestagsprotokoll nachliest, wird ein
großes Engagement bei den zuständigen Abgeordneten und Ministern der
Regierungskoalition und auch darüber hinaus feststellen. Dies gilt insbeson-
dere für den damaligen Entwicklungshilfeminister Gerd Müller, für den die-
ses Gesetzgebungsvorhaben erkennbar ein Herzensanliegen war. Der Begriff
der Menschenrechte wurde dabei freilich allzu weit gefasst: Das Verbot von
Sklaverei und Kinderarbeit wird ebenso einbezogen wie das Gebot der Be-
achtung nationaler Mindestlohnvorgaben oder die Einhaltung von Arbeits-
zeitbestimmungen und von Vorgaben zu Ruhepausen. Dies gilt sowohl im
Ausland als auch in der Bundesrepublik Deutschland selbst. Denn auch im
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Vorwort

Inland besteht nach den Vorstellungen des Gesetzgebers ein Risiko von Men-
schenrechtsverletzungen, auf das Unternehmen angemessen reagieren müs-
sen.

Rechtsdogmatisch entschied sich der Bundesgesetzgeber dabei für den welt-
weit eher seltenen Ansatz, menschenrechtliche Sorgfaltspflichten von Unter-
nehmen zu begründen, deren Kontrolle und Durchsetzung einer Behörde
überantwortet werden. Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz will keine
neuen zivilrechtlichen Haftungstatbestände schaffen. Seine Beachtung (oder
in der neudeutschen Sprache vieler Unternehmen „die Compliance“) soll
nicht vorrangig durch das anderenfalls bestehende Risiko von Schadenser-
satzklagen gegen das Unternehmen oder seine Manager gefördert werden.
Vielmehr handelt es sich um ein klassisches wirtschaftsverwaltungsrechtli-
ches Instrument, mit dem der Staat verbindliche Vorgaben für unternehmeri-
sches Handeln macht, hierzu Berufsausübungsregeln i.S.d. Art. 12 Abs.1
Satz 2 GG aufstellt und deren Missachtung per Bußgeldbescheid sanktioniert
oder per Verwaltungsakt undVerwaltungszwang durchsetzt.

Der vorliegende Kommentar geht daher von diesem verwaltungsrechtlichen
Ansatz aus. Seine Autoren sind im Bereich des öffentlichen Rechts tätig. Sie
beraten langjährig nationale und internationale Unternehmen zu wirtschafts-
verwaltungsrechtlichen Compliance-Anforderungen, einschließlich der Ver-
tretung in Verfahren bei den Verwaltungs- und Verfassungsgerichten sowie
dem Europäischen Gerichtshof und der Verteidigertätigkeit in Bußgeldsa-
chen.

Unser herzlicher Dank gilt Herrn Assessor Niklas Fietz und Herrn Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter Niklas Meese, die beide mit großem Engagement
wertvolle Unterstützung geleistet haben. Ebenso bedanken wir uns bei Herrn
Assessor Sven Clever vom Erich Schmidt Verlag, der mit hoher Sachkunde
und Engagement das Werk begleitet und seine rasche Veröffentlichung er-
möglicht hat, sowie – ebenso aus dem Erich Schmidt Verlag –Angela Kausche
(Herstellung), Stefanie Hillmann (Contentmanagement) und Tabea Kurreck
(Copyediting). Ein besonderer Dank gilt den Partnerinnen und Partnern der
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, die uns den Freiraum für dieses Werk
gaben. Schließlich bedankenwir uns auch bei unseren Ehepartnern, die man-
che zusätzliche Arbeitsstunde undDiskussion erduldet undmiterlebt haben.

Wir hoffen, Sie fundiert und praxisnah über die neuen Vorgaben und zahlrei-
chen Fragen des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes informieren zu kön-
nen. Hinweise und Anregungen bitten wir zu senden an: Dr. Stefan Alten-
schmidt, Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Graf-Adolf-Platz 15, 40213
Düsseldorf, Tel.: +49 211 56 60 18 737, E-Mail: stefan.altenschmidt@luther-
lawfirm.com.

Düsseldorf, den 1.August 2022 Stefan Altenschmidt und Denise Helling
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8 BT-Drs. 19/28649, S. 48 f.
9 Ekkenga/Erlemann, ZIP 2022, 49 (49 ff.); Lutz-Bachmann/Vorbeck/Wengenroth,

BB 2021, 906 (910); Ausschussdrucksache 19(11)1136, S. 108 mit Verweis auf HDE
Handelsverband Deutschland, Stellungnahme zum Referentenentwurf zum Gesetz
über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferkette, 01. 03. 2021, S. 10.

10 BT-Drs. 19/28649, S. 49.
11 Vgl. BT-Drs. 19/28649, S. 49.

14

12 Für die Voraussetzung des kumulativen Vorliegens aller Merkmale wohl auch
Grabosch, Das neue Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, 1.Aufl. 2021, §5 Rn.112;
Frank/Edel/Heine/Heine, BB 2021, 2165 (2169); Schork/Schreier, RAW 2021, 74
(78); Spindler, ZHR 2022, 67 (86).

13 Vgl. Ehmann/Berg, GWR 2921, 287 (292); Stöbener de Mora/Noll, NZG 2021, 1237
(1244).

15

3. Abbruch der Geschäftsbeziehung, Abs. 3

Abs.3 regelt, unter welchen Voraussetzungen der Abbruch der Geschäftsbe-
ziehung geboten ist. Die Voraussetzungen sind restriktiv auszulegen und
müssen folglich kumulativ vorliegen, um einen Abbruch rechtlich zu verlan-
gen.12 Allein der Umstand, dass ein Staat internationale Abkommen zum
Schutz der Menschenrechte nicht anerkannt und in sein Recht überführt hat,
begründet zudem nach §7 Abs.3 Satz 2 nicht das rechtliche Erfordernis eines
Abbruchs von Geschäftsbeziehungen. Dies ermöglicht es Unternehmen
weiterhin, auch Geschäfte mit Zulieferern in solchen Staaten zu machen, in
denen die Menschenrechtslage im Hinblick auf das Handeln der dortigen
Behörden nicht deutschen Standards entspricht, solange sie die gesetzlichen
Sorgfaltspflichten beachten.13 Unternehmen steht es aber selbstverständlich
frei, Geschäftsbeziehungen auch unterhalb der gesetzlich festgelegten
Schwelle freiwillig aus menschenrechtlichen und umweltbezogenen Grün-
den zu beenden.

Als erste Voraussetzung für die rechtliche Gebotenheit des Abbruchs einer
Geschäftsbeziehung nennt das Gesetz die schwerwiegende Verletzung einer
geschützten Rechtsposition oder einer umweltbezogenen Pflicht (Nr.1). Mit
dem Merkmal der schwerwiegenden Verletzung nimmt der Gesetzgeber
innerhalb der Pflichtverletzungen eine Abstufung nach Intensität vor. Weitere
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14 Vgl. BT-Drs. 19/28649, S. 42.
15 Vgl. hierzu Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Die Uiguren in Xinji-

ang im Lichte der Völkermordkonvention,WD 2 – 3000–027/21, 2021, S. 84.

16

17

16 Gehling/Ott/Lüneborg, CCZ 2021, 230 (238).

18

17 BT-Drs. 19/28649, S. 49.
18 BT-Drs. 19/28649, S. 49.

Konkretisierungen erfolgten durch den Gesetzgeber nicht. Die Schwere der
Verletzungenwird anhand einer Vielzahl von Faktoren ermittelt werden kön-
nen: Zu berücksichtigen sind dabei insbesondere das geschützte Rechtsgut,
die Irreversibilität der Verletzung, der Grad des Verschuldens bzw. der Ver-
ursachungsbeitrag und die Wiederholungsgefahr.14 Verstöße gegen Arbeits-
zeitbestimmungen und Mindestlohnvorgaben werden danach anders zu ge-
wichten sein als die Einbindung eines Zulieferers in die staatlich zu verant-
wortende Zwangsarbeit ganzer Volksgruppen.15

Zudem muss als zweite Voraussetzung die Umsetzung der im Konzept erar-
beiteten Maßnahmen nach Ablauf der im Konzept festgelegten Zeit keine
Abhilfe bewirkt haben (Nr.2). Es müssen demnach alle im Konzept festgehal-
tenen Risikominimierungsmaßnahmen gescheitert sein.

Schließlich dürfen dem Unternehmen keine anderen milderen Mittel zur
Verfügung stehen und eine Erhöhung des Einflussvermögens darf nicht als
aussichtsreich erscheinen (Nr.3).16 Der Gesetzgeber hat sich nicht weiter
dazu verhalten, welche weiteren milderen Mittel über die genannten hinaus
in Betracht kommen können. Die jeweilige Maßnahme wird somit in das
Ermessen der Unternehmen gestellt, muss dabei aber im Hinblick auf ihre
Eignung, zum Abstellen der Missstände beizutragen, bewertet werden.
Durch die Wahl eines milderen Mittels, das sich als zur Zielerreichung unge-
eignet erweist, kann somit die Beendigung der Geschäftsbeziehung als letzte
Handlungsoption nicht vermieden werden. Die weitere Hinnahme der
Rechtsgutverletzung ist insofern gerade keine statthafte Ermessensentschei-
dung.

Zudem macht diese Voraussetzung deutlich, dass gegen einen Abbruch der
Geschäftsbeziehungen nicht wird eingewendet werden können, das Unter-
nehmen habe keine Einwirkungsmöglichkeiten auf das Verhalten seines Lie-
feranten und könne mit seinem Verhalten nicht zu einer Verbesserung der
Menschenrechtslage beitragen. Vielmehr ist hierin ausweislich des Wortlauts
des §7 Abs.3 Nr.3 gerade ein Argument zu sehen, das für einen Beziehungs-
abbruch spricht. Nach der Begründung des Gesetzentwurfs soll insofern der
Grundsatz „Befähigung vor Rückzug“ gelten.17 Unternehmen sollen zunächst
versuchen, die Missstände durch ihre Einflussnahme zu mildern, bevor sie
Geschäftsbeziehungen abbrechen. Durch die Konzeption dieser Vorgabe als
Ultima Ratio sollen die Unternehmen darin bestärkt werden, zuerst mit den
Zulieferern oder innerhalb der Branche nach Lösungen zu suchen.18 Wenn
aber kein Einfluss auf den Lieferanten genommen werden kann, dient die
Aufrechterhaltung der Geschäftsbeziehung jedenfalls nicht mehr den Schutz
der Menschenrechte bzw. der vom Gesetz erfassten Umweltbelange. Es fehlt
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19 Anderer Auffassung Ehmann/Berg, GWR 2021, 287 (293).

19

20 Schäfer, ZLR 2022, 22 (50).
21 Ehmann/Berg, GWR 2021, 287 (293).
22 SoBrouwer, CCZ 2022, 137 (144).

20

23 BT-Drs. 19/28649, S. 41 f.; BT-Drs. 19/30505, S. 26; Leitfaden abrufbar unter http://
mneguidelines.oecd.org/OECD-leitfaden-fur-die-erfullung-der-sorgfaltspflicht-fur-
verantwortungsvolles-unternehmerisches-handeln.pdf, zuletzt abgerufen am
01.08. 2022.

24 OECD-Leitfaden für verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, S. 85,
a. a.O.

25 OECD-Leitfaden für verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, S. 85,
a. a.O.

21

dann eine schutzbezogene Rechtfertigung dafür, die Beziehung mit dem
Rechtsbrecher fortzuführen und hierdurch jedenfalls indirekt in den Genuss
wirtschaftlicher Vorteile vonMenschenrechtsverletzungen zu gelangen.19

Dieser Gedanke wird auch im Hinblick auf den Umgang mit Zulieferern, die
für das Unternehmen von essenzieller Bedeutung oder wegen einermonopol-
artigen Stellung unersetzbar sind (Single-Sourcing) und zugleich von Men-
schenrechtsverletzungen nicht abgehalten werden können, zu beachten sein.
Das Gesetz enthält für diese Konstellation keine ausdrückliche Regelung.
Teilweise wird daher vertreten, gesetzlich werde unter Berücksichtigung des
Angemessenheitsvorbehalts nach §3 Abs.2 kein Abbruch der Geschäftsbe-
ziehungen um den Preis der eigenen Existenzgefährdung gefordert.20 Eine
Trennung von einem solchen Zulieferer sei nicht erforderlich, wenn sich die
Menschenrechtslage objektiv nicht verbessern lasse.21 Insbesondere sei den
Unternehmen bei Betroffenheit der Versorgungssicherheit mit dringend be-
nötigtenGütern einHandlungsspielraum einzuräumen.22

Diese Auffassung kann sich immerhin auf entsprechende Erwägungen des
OECD-Leitfadens für verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln stüt-
zen, auf den die Gesetzesentwurfsbegründung sowie die Beschlussempfeh-
lung und Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales ausdrücklich Bezug
nehmen.23 Der OECD-Leitfaden stellt fest, dass in Fällen, in denen der Liefe-
rant ein essenzieller Geschäftspartner für ein Unternehmen ist, es für dieses
nicht möglich oder praktikabel sein kann, die Geschäftsbeziehung zu been-
den.24 In diesen Fällen empfiehlt der Leitfaden, dass das Unternehmen intern
über die Situation Bericht erstattet, die Geschäftsbeziehungweiter überwacht
und seine Entscheidung für das Fortsetzen der Geschäftsbeziehung neu beur-
teilt, wenn sich die Umstände verändert haben oder es seine langfristige
Strategie im Hinblick auf solche problematischen Beziehungen neu auf-
stellt.25

Fraglich ist aber, ob diese Erwägungen auch einen ausreichenden Nieder-
schlag im LkSG gefunden haben. Bei zutreffender Auslegung scheint das
nicht der Fall zu sein. §7 Abs.3 enthält insofern eine Grundentscheidung
zugunsten des Abbruchs von Geschäftsbeziehungen, wenn alle ergriffenen
Mittel erfolgslos waren und auch weitere Maßnahmen keinen Erfolg verspre-
chen. Ausgehend vom Gesetzeswortlaut ist dann jedenfalls bei sehr schwer-
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22

26 Vgl.Zimmermann/Weiß, AVR 58 (2020), 424 (430).
27 So Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Die Uiguren in Xinjiang im

Lichte der Völkermordkonvention, WD 2 – 3000–027/21, 2021, S. 84; vgl. auch
Nasse, RAW2022, 3 (3).

wiegenden Verletzungen einer geschützten Rechtsposition oder von Umwelt-
belangen der Abbruch der Beziehungen als Ultima Ratio geboten und nicht
lediglich eine weitere Handlungsoption neben der Entscheidung zugunsten
einer Fortsetzung der Geschäftsbeziehung unter Inkaufnahme der schwer-
wiegenden Menschenrechtsverletzung. Das Angemessenheitserfordernis
nach §3 Abs.2 steht dem normsystematisch nicht entgegen. Denn die kumu-
lativen Voraussetzungen des §7 Abs.3 enthalten augenscheinlich Angemes-
senheitserwägungen, die für den Fall der Prüfung einer Abbruchsnotwendig-
keit bei schwerwiegenden Pflichtverletzungen spezieller sind.

Teleologisch ist es zudem schwerlich zu rechtfertigen, Fragen der wirtschaft-
lichen Betroffenheit eines Unternehmens in Deutschland in eine Abwägung
mit der Hinnahme schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen oder Um-
weltbeeinträchtigungen bei einem zur Abhilfe nicht bereiten Zulieferer ein-
zustellen. Die Freiheit eines Unternehmens zur wirtschaftlichen Betätigung
und der nachvollziehbare Wunsch einer Vermeidung wirtschaftlicher Nach-
teile im Wettbewerb können nicht höher gewichtet werden als der Schutz
eines von §7 Abs.3 erfassten hochrangigen Menschenrechts. In grundrecht-
licher Hinsicht ist der mit der Pflicht zum Abbruch der Geschäftsbeziehungen
einhergehende Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit nach Art. 12 Abs.1
Satz 2 GG daher bei schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen nicht
unverhältnismäßig, auch unter Berücksichtigung des weiten Gestaltungs-
spielraums des Gesetzgebers im Zusammenhang mit der Erstreckung men-
schenrechtlicher Schutzpflichten auf Private.26 Zu Recht wird in diesem Zu-
sammenhang auch auf das Risiko hingewiesen, durch Aufrechterhaltung von
profitablen Geschäftsbeziehungen mit inkriminierten Zulieferbetrieben straf-
bare Beihilfe zu Menschenrechtsverletzungen und damit einhergehenden
Straftaten zu leisten.27 Es liegt damit insgesamt auf der Hand, dass sich zu-
künftig aus §7 Abs.3 auch für Geschäftsbeziehungen mit großen Wirtschafts-
mächten einige Herausforderungen ergeben können, auch wegen des häufig
anderen kulturellen Verständnisses sowie der teils sehr verschiedenen Ver-
fassungstraditionen mit einer gelegentlich deutlich abweichenden Bedeu-
tung der Rechte des Individuums im Verhältnis zu den übergreifenden Kol-
lektivinteressen der Gesellschaft. Der Rechtsanwender wird dies aber der
Grundsatzentscheidung des deutschen Gesetzgebers, Unternehmen und
damit Wirtschaftsbeziehungen für den weltweiten Schutz der Menschen-
rechte in die Pflicht zu nehmen, nicht entgegenhalten können. Damit einher-
gehende Wettbewerbsnachteile sind von der das LkSG beschließenden
Bundestagsmehrheit letztlich akzeptiert worden. Ob dies eine imHinblick auf
die Sicherung und Fortentwicklung des Wohlstands in Deutschland und für
den Erhalt der hiesigen Arbeitsplätze und des sozialen Friedens kluge Ent-
scheidungwar, ist eine politische Frage, deren Beantwortung sich rechtlichen
Kriterien entzieht.
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28 Siehe hierzuBälz, NJW 2020, 878 (879).
29 Vgl.Nasse, RAW2022, 3 (8 f.).
30 Vgl.Bouwer, CCZ 2022, 137 (144).
31 Vgl.Rengier, in:Misch, OWiG, 5.Aufl. 2018, §10 Rn.43 ff.
32 Vgl. zur sogenannten Damokles-Rechtsprechung BVerfG, Beschl. v. 07. 04. 2003 – 1

BvR 2129/02, NVwZ 2003, 856 (857).

24

Soweit ein Unternehmen im Einzelfall der aus §7 Abs.3 folgenden Konse-
quenz im Hinblick etwa auf mögliche Folgen für Leitungspersonen, die
wegen eines „Blocking Statutes“28 mit einer persönlichen Sanktionierung
durch ausländische Staaten rechnen müssten29, oder für die Aufrechterhal-
tung der Versorgung mit für das Gemeinwesen lebensnotwendigen Gütern
nicht entsprechen kann30, ist dies auf Rechtsfolgenseite zu berücksichtigen.
Zu prüfen ist dann, ob eine behördliche Sanktionierung wegen eines rechtfer-
tigenden Notstands (§16 OWiG) oder einer sonstigen Unzumutbarkeit norm-
gemäßen Verhaltens31 ausscheidet. Denkbar ist in solchen Konstellationen
auch die verwaltungsgerichtliche Geltendmachung eines entsprechenden
vorbeugenden Feststellungsanspruchs gegen das BAFA zur Herbeiführung
der notwendigen Rechtssicherheit für die Unternehmensführung. Unter Zu-
grundelegung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kann es
ein schutzwürdiges Interesse der Unternehmensleitung daran geben, die
rechtliche Klärung der ausnahmsweise gegebenen Vertretbarkeit ihrer Ent-
scheidung nicht auf der Anklagebank eines Bußgeldverfahrens abwarten zu
müssen.32

4. Wiederholende Überprüfung, Abs. 4

Die Wirksamkeit der Abhilfemaßnahmen ist einmal jährlich und anlassbezo-
gen zu überprüfen. Ein Anlass für die Überprüfung besteht dann, wenn das
Unternehmen mit einer wesentlich veränderten oder wesentlich erweiterten
Risikolage im eigenen Geschäftsbereich oder beim unmittelbaren Zulieferer
rechnen muss, etwa durch die Einführung neuer Produkte, neuer Projekte
oder eines neuen Geschäftsfeldes. Auch Erkenntnisse aus der Bearbeitung
der Hinweise, die im Rahmen des Beschwerdeverfahrens an das Unterneh-
men herangetragen werden, sind dabei zu berücksichtigen. Die Maßnahmen
sind bei Bedarf zu aktualisieren.
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Stichwortverzeichnis

Die fetten Angaben verweisen auf den Paragrafen bzw. die Einleitung, die
folgenden Ziffern auf die Randnummer.

A

Abbruch der Geschäftsbeziehungen
– essenzielle Zulieferer (Single-
Source) §7, 19

– Folgen für Leitungspersonen
§7, 23

– restriktive Auslegung §7, 14
– Schwerwiegende Verletzung
§7, 15

Abfall §2, 69

Abhilfemaßnahmen
– Abbruch der Geschäftsbezie-
hungen §7, 14

– bei einem unmittelbaren Zulie-
ferer §7, 10

– bei Verletzungen im eigenen
Geschäftsbereich im Ausland
§7, 7

– Bußgeldvorschriften §24, 18
– geringes Einflussvermögen §7, 9
– im eigenen Geschäftsbereich
§7, 6

– Korrekturmaßnahmenplan §7, 12
– Systematik §7, 3

Aktualisierung, Bußgeldvorschriften
§24, 17

Alien Tort Statute Einl., 10

Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG) §2, 36

Angemessenheit §3, 11

Anordnungen und Maßnahmen,
Bußgeldvorschriften §24, 24

Anordnungen und Maßnahmen des
BAFA

– Einschränkende Auslegung bei
Inlandssachverhalten §15, 13

– konkrete Handlungsvorgabe
§15, 10

– Ladung von Personen §15, 8
– Pflicht zur Planvorlage §15, 9
– Rechtsschutz §15, 20

Anwendbares Recht §3, 33

Anwendungsbereich
– ausländische Obergesellschaft
§1, 19

– verbundene Unternehmen §1, 20
– Zweigniederlassungen §1, 18
– Zwischenholding §1, 22

Arbeitnehmer
– Begriffsbestimmung §1, 10
– Berechnung §1, 9, 23
– Leiharbeitnehmer §1, 15
– Veränderungsentscheidungen
§1, 14

Arbeitsplatz §2, 24

Arbeitsschutz §2, 22

Auffangklausel §2, 55

Auskunfts- und Herausgabepflicht
– Auskunftsverweigerungspflicht
§17, 13

– Beschaffungspflicht von Informa-
tionen §17, 10

– tatsächliche Verfügungsbefugnis
§17, 8
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Ausschluss von der Vergabe öffent-
licher Aufträge

– Anhörung §22, 12
– Voraussetzungen §22, 4
– Wertgrenzen §22, 9

B

BAFA
– Anwendung des allgemeinen Ver-
fahrensrechts Vor §§12–24, 5

– Befugnisse gegenüber öffent-
lichen Unternehmen
Vor §§12–24, 15

– Befugnisse im Ausland
Vor §§12–24, 6

– Bußgeldbehörde §24, 31
– Handreichungen §20, 1
– Kontrolle und Durchsetzung
Vor §§12–24, 1

– Prüfung der Berichte §13, 1
– Rechenschaftspflicht §21, 1
– strafprozessuale Ermittlungsbe-
fugnisse §24, 2

– Tätigwerden auf Antrag §14, 10
– Tätigwerden von Amts wegen
§14, 8

Basler Übereinkommen §2, 69

Behördliches Einschreiten
– Antragsbefugnis von privaten
Dritten §14, 1

– Legalitätsprinzip §14, 11
– materielle Darlegungslast des
Antragstellers §14, 13

– Offizialprinzip §14, 8
– Opportunitätsprinzip §14, 9
– Rechtsschutz §14, 20

Bemühenspflichten §3, 7

Beratungsleistungen §2, 73

Berichterstellung, Bußgeldvor-
schriften §24, 22

Berichtspflicht
– Berichtszeitraum §10, 6
– Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse §10, 10

– Erfüllung der Berichtspflicht nach
§289c HGB §10, 7

– Zugangsanspruch nach UIG
§10, 2

Berichtspflicht des Unternehmens
– Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse §12, 3

– Einreichung §12, 2
– Geschäftsjahr §12, 4
– Integration in den Lagebericht
nach §§289b ff. HGB §12, 2

– Prüfung durch das BAFA §13, 1

Beschäftigungsort §2, 40

Beschwerdeverfahren
– angemessenes §8, 5
– anonyme Beschwerden §8, 16
– Beschwerdegegenstand §8, 7
– Bußgeldvorschriften §24, 20
– EU-Whistleblowing-Richtlinie
§8, 2

– Sprache §8, 13
– Verankerung in einem Lieferan-
tenkodex §8, 17

– Verfahrensweise §8, 11
– Vertraulichkeit der Identität
§8, 14

Bestimmender Einfluss §2, 84

Bestimmtheitsgebot Einl., 3; §2, 56,
75; §24, 4, 13

Betretensrechte des BAFA
– faktische Durchsuchung §16, 4
– Kontrolle durch Private §16, 9
– Rechtsschutz §16, 17
– Umschlagen in eine Durchsu-
chung §16, 10

– verfassungsrechtliche Unbedenk-
lichkeit §16, 3

– Zitiergebot §16, 5

Betriebsrat §2, 32

Bodenveränderung §2, 42
– schädliche §2, 45

Bußgeldvorschriften
– Abhilfemaßnahmen §24, 18
– Bemessung des Bußgeldes
§24, 30
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– Berichterstellung §24, 22
– Beschwerdeverfahren §24, 20
– Bestimmtheitsgebot §24, 4
– Bußgeldbehörde §24, 31
– Dokumentationsaufbewahrung
§24, 21

– Höhe des Bußgeldes §24, 25
– Jahresumsatzgeldbuße §24, 27
– Präventionsmaßnahmen §24, 15
– räumlicher Anwendungsbereich
§24, 5

– Risiko §24, 12
– Risikomanagementsystem §24, 11
– Täter §24, 7
– unterlassene Aktualisierung
§24, 17

– unterlassene Konzepterstellung
§24, 19

– unterlassene Überprüfung §24, 16
– Zuwiderhandeln gegen vollzieh-
bare Anordnung §24, 24

C

California Transparency in Supply
Chain Act Einl., 8

Chemikalien §2, 28, 64

D

Delegation
– der Pflicht zur Abgabe einer
Grundsatzerklärung §1, 30

– Grundsatzerklärung §6, 4
– in Konzernen §1, 29
– Risikomanagementsystem §4, 8

Dienstleistungen §2, 73
– Beratungs- §2, 73
– Finanz- §2, 73

Diskriminierung §2, 33

Distributoren §2, 74

Dodd-Frank-Act Einl., 9

Dokumentationsaufbewahrung,
Bußgeldvorschriften §24, 21

Duldungspflicht §18, 2

E

Eigener Geschäftsbereich §2, 82
– einer Obergesellschaft §2, 83
Eingriffsnorm §3, 35
Endkunde §2, 74
Erfolgspflichten §3, 7
Erforderlichkeit §2, 76
EU-Holz-Verordnung Einl., 21
EU-Konfliktminerialienverordnung
Einl., 22

F

Finanzdienstleistungen §2, 73
Folter §2, 52

G

Geldwäschegesetz §4, 7
Geschäftsherrenhaftung §3, 25
Geschäftssparten §2, 81
Gewässerverunreinigung §2, 42
Grundsatzerklärung §9, 17
– Delegation §6, 4

H

Haftung §3, 20
– des Geschäftsherren- §3, 25
– vertragliche §3, 23
Handreichungen
– Folgen eines Verstoßes §20, 3
– Konkretisierung der Sorgfalts-
pflichten §20, 2

I

Immissionsgrenzen §2, 45

Internationale Zuständigkeit §3, 32

Internationales Privatrecht §3, 33

K

Kernübereinkommen §2, 5

KiK-Fall Einl., 16

Kinderarbeit §2, 10, 13

Klimaschutz §2, 48

Klimawandel §2, 48
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Koalitionsfreiheit §2, 30

Konglomerat §2, 81

Kontrollmaßnahmen
– bei mittelbaren Zulieferern §9, 15
– im eigenen Geschäftsbereich
§6, 18

– risikobasierte §6, 17

Konzepterstellung, Bußgeldvor-
schriften §24, 19

Konzerne
– bestimmender Einfluss §1, 25
– Delegation §1, 29
– eigener Geschäftsbereich §1, 24
– Erfüllung der Sorgfaltspflichten
§1, 28

– Haftungsadressaten §1, 28
– juristische Personen des öffent-
lichen Rechts §1, 32

– Trennungsprinzip §1, 27

Korrekturmaßnahmenplan §7, 12

Kurierdienst §2, 41, 73

L

Lärmemission §2, 42

Legitimate tenure rights §2, 51

Leibeigenschaft §2, 17

Leiharbeitnehmer §1, 15

Lieferdienst §2, 41, 73

Lieferkette §2, 71
– Endkunde §2, 74
– Erforderlichkeit §2, 76
– In- und Ausland §2, 72

Lohn, angemessener §2, 39

Loi de viligance Einl., 12

Luftverunreinigung §2, 42

M

Menschenrechtsbeauftragter §1,
30; §4, 10

– in Konzernstrukturen §4, 12

Minamata-Übereinkommen §2, 60

Mindestlohn §2, 39

Mittelbare Zulieferer
– Beschwerdeverfahren §9, 3
– Einbeziehung in Risikomanage-
mentsystem §9, 4

– Kontrollmaßnahmen §9, 15
– Präventionsmaßnahmen §9, 14
– Rechtsverordnung §9, 18
– Risikoanalyse §9, 13
– substantiierte Kenntnis §9, 6

Mitwirkungspflicht §18, 2

Modern Slavery Act 2015 Einl., 11

Modern Slavery Act 2018 Einl., 14

N

Nationaler Aktionsplan Wirtschaft
und Menschenrechte (NAP)
Einl., 17

O

Obergesellschaft §1, 20, 24

P

Pestizidvergiftungen §2, 26

Pflicht
– menschenrechtsbezogene §2, 70
– umweltbezogene §2, 70

POPs-Übereinkommen §2, 64

POPs-Verordnung §2, 67

Präventionsmaßnahmen
– angemessene §6, 3
– Audits durch Dritte §6, 25
– Beschaffungsstrategien und Ein-
kaufspraktiken §6, 14

– Bußgeldvorschriften §24, 15
– Code of Conduct §6, 11
– gegenüber unmittelbaren Zuliefe-
rern §6, 20

– Grundsatzerklärung §6, 4
– im eigenen Geschäftsbereich
§6, 9

– Lieferantenauswahl §6, 22
– Lieferantenvereinbarungen
§6, 24

– mittelbare Zulieferer §9, 14
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– Schulungen und Fortbildungen
§6, 15

– Systematik §6, 2
– Weitergabeklauseln §6, 24; §9, 15
Prozessstandschaft §11, 1
– gesetzliche §11, 3
– gewillkürte §11, 4
– von inländischen Gewerkschaften
oder Nichtregierungsorganisa-
tionen (NGO's) §11, 9

Public Enforcement Einl., 4

R

Rechenschaftspflicht §21, 1
Rechtsposition §2, 8
– menschenrechtliche §2, 8
– überragend wichtige §11, 5

Risiko, umweltbezogenes §2, 58

Risikoanalyse
– Bußgeldvorschriften §24, 12
– Entscheidungsträger §5, 15
– Funktionen §5, 3
– Informationsquellen §5, 6
– Priorisierung §5, 14
– Risikomapping §5, 5
– Risikomatrix §5, 10
– Umgehungsgeschäfte §5, 12
– veränderte Risikolage §5, 17
– vulnerable Personengruppen
§5, 5

– Ziel §5, 9

Risikomanagementsystem
– Begriffsbestimmung §4, 3
– Bußgeldvorschriften §24, 11
– Delegation §4, 8
– in Bezug auf mittelbare Zulieferer
§4, 13

– in Konzernstrukturen §4, 12
– Leitfaden der Europäischen Kom-
mission §4, 4

– Schutz der Beschäftigten §4, 13
– sonstige betroffene Personen
§4, 14

– Übertragbarkeit der Erfahrungen
nach dem GWG §4, 7

– Wirksamkeit §4, 5

S

Sicherheits- und Verhaltensregeln
§3, 36

Sklaverei §2, 17

Soft Law §3, 37

T

Territorialitätsgrundsatz §24, 5

Treibhausgasemissionen §2, 48

Trinkwasser §2, 43

U

Überprüfung, Bußgeldvorschriften
§24, 16

Uiguren §9, 9

Umgehungsgeschäfte §5, 12

Unternehmen §1, 6
– öffentliche §1, 32

V

Verbotsgesetz §2, 37

Verordnungsermächtigung §13, 6;
§14, 26

Verrichtungsgehilfe §3, 25

Vertrag mit Schutzwirkung
zugunsten Dritter §3, 23

Vertriebsmittler §2, 74

VN-Leitprinzipien für Wirtschaft
und Menschenrechte Einl., 5, 17

Völkerrechtliche Übereinkommen
§2, 5

– Bindung von Privaten §2, 6
– Bindung von Staaten §2, 6

W

Wasserverbrauch §2, 42

Z

Zoll- und Handelsabkommen
(GATT) Vor §§12–24, 14

Zulieferer §2, 85; §6, 8
– mittelbarer §2, 87
– unmittelbarer §2, 86
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Zuständigkeit des BAFA
– Rechts- und Fachaufsicht §19, 2
– risikobasierter Ansatz §19, 3
Zwangsarbeit §2, 16

Zwangsgeld §23, 1
Zwangsräumung §2, 50
Zwischenholding §1, 22
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www.ESV.info

^  Mit dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 
begründet der Gesetzgeber neue Compliance-Anforde-
rungen, die große Unternehmen und ihre Zulieferer  
betreffen. Ziel des Gesetzes ist der Schutz der Menschen, 
die Waren für Deutschland produzieren. 

Dieser neue Kommentar bietet praxisgerechte Antworten 
zur rechtssicheren Handhabung des LkSG. Er stellt  
direkt anwendbare Lösungsansätze für die mit einem 
neuen Gesetz verbundenen Umsetzungsschwierigkeiten 
in Unternehmen, Gerichten, Behörden und NGOs zur  
Verfügung. Dabei werden Organisationspflichten ebenso 
beleuchtet wie Haftungs- und Sanktionsrisiken sowie 
rechtliche Instrumente zur Durchsetzung der Achtung 
international anerkannter Menschenrechte und Umwelt-
belange im Bereich unternehmerischen Handelns.

kurreck
Textfeld
Leseprobe, mehr zum Werk unter ESV.info/978-3-503-21154-8

https://www.esv.info/978-3-503-21154-8
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